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Kommunalrechtliche Voraussetzungen und Gesellschaftsform: 

Unternehmen dürfen gemäß § 137 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG i. V. m. § 136 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG nur 

errichtet werden, wenn der öffentliche Zweck die Gründung des Unternehmens rechtfertigt.  

Die Tätigkeit der hanova KOMMUNAL GmbH dient unmittelbar einem öffentlichen Zweck. Die 

Gesellschaft soll wesentliche Aufgaben im Bereich des kommunalen Hochbaus für die 

Landeshauptstadt Hannover übernehmen und damit unmittelbar zur Erfüllung gesetzlich 

zugewiesener kommunaler Pflichtaufgaben beitragen. Hierzu zählt insbesondere die 

ordnungsrechtliche Unterbringung obdachloser Menschen, zu deren Gewährleistung die Stadt als 

örtliche Gefahrenabwehrbehörde verpflichtet ist, sowie die Unterbringung von Geflüchteten nach 

dem Niedersächsischen Aufnahmegesetz. Ebenso gehört die Bereitstellung, der Ausbau und die 

bauliche Unterhaltung der schulischen Infrastruktur zu den nach §§ 101 ff. NSchG zwingenden 

Aufgaben der Stadt als Schulträgerin. Durch die entsprechende Ausgestaltung in § 2 des 

Gesellschaftsvertrags ist gemäß § 137 Abs. 1 Nr. 5 NKomVG sichergestellt, dass der öffentliche Zweck 

des Unternehmens dauerhaft erfüllt wird. 

Des Weiteren muss die Gesellschaft gemäß § 137 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG i. V. m. § 136 Abs. 1 Nr. 2 

NKomVG nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der 

Kommune sowie zum voraussichtlichen Bedarf stehen. Die finanziellen Auswirkungen der Gründung 

der hannova KOMMUNAL GmbH beschränken sich auf die Dotierung des Stammkapitals (25T€) sowie 

der Kapitalrücklage (5 Mio.€) und bewegen sich in einem Rahmen, der die Stadt weder strukturell noch 

haushalterisch überfordert. Die vorgesehene Aufgabenwahrnehmung orientiert sich am konkret 

absehbaren Bedarf. Im Vorfeld der Gründung wurde innerhalb der Stadtverwaltung eine umfassende 

Bedarfsabfrage durchgeführt, in der die zuständigen Fachbereiche ihre kurz-, mittel- und langfristigen 

Hochbau- und Sanierungsbedarfe im Bereich der Unterbringung sowie der schulischen Infrastruktur 

systematisch erfasst und priorisiert haben. Diese Bedarfe wurden anschließend konsolidiert und in den 

Wirtschaftsplan der hanova KOMMUNAL GmbH überführt. Damit ist sichergestellt, dass die 

vorgesehenen Aufgaben, Kapazitäten und Strukturen der Gesellschaft unmittelbar am tatsächlichen 

und prognostizierten Bedarf der Landeshauptstadt Hannover ausgerichtet sind und die Gesellschaft 

weder überdimensioniert noch unterausgestattet errichtet wird. Umfang und Ausgestaltung der 

Gesellschaft entsprechen damit sowohl der finanziellen und organisatorischen Leistungsfähigkeit der 

Landeshauptstadt sodass ein belastbarer und angemessener Verhältnisrahmen gewahrt ist. 

Weiterhin muss gemäß § 137 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG i. V. m. § 136 Abs. 1 Nr. 3 NKomVG gewährleistet 

sein, dass der öffentliche Zweck nicht besser oder wirtschaftlicher durch einen privaten Dritten erfüllt 

wird oder erfüllt werden kann. Eine Übertragung der vorgesehenen Aufgaben auf private Dritte wäre 

nicht geeignet, den öffentlichen Zweck besser oder wirtschaftlicher zu erfüllen. Die Realisierung von 

Unterkünften für obdachlose Menschen und Geflüchtete sowie komplexer Schulbau- und 

Sanierungsmaßnahmen erfordert eine enge Abstimmung mit den zuständigen Fachbereichen, eine 

dauerhafte Verfügbarkeitszusage sowie die strikte Beachtung rechtlicher Vorgaben, insbesondere im 

Ordnungs-, Schul- und Haushaltsrecht. Private Anbieter können diese Anforderungen regelmäßig nur 

projektbezogen und zu deutlich höheren Kosten erfüllen. Die hanova KOMMUNAL GmbH ermöglicht 

dagegen eine langfristige, kontinuierliche und steuerbare Aufgabenerfüllung innerhalb des 

kommunalen Einflussbereichs, gewährleistet eine dauerhafte Bindung von Fachwissen und erlaubt 

eine wirtschaftlichere Umsetzung durch gebündelte Strukturen, Synergien im hanova-Konzern sowie 

die Ausrichtung auf den tatsächlichen kommunalen Bedarf. Drittunternehmen wären daher weder 

effizienter noch wirtschaftlicher in der Lage, den öffentlichen Zweck nachhaltig zu erfüllen. 
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Nach § 137 Abs. 1 Nr. 2 NKomVG muss eine Rechtsform gewählt werden, die die Haftung der Kommune 

auf einen bestimmten Betrag begrenzt. Die Wahl der Rechtsform der Gesellschaft mit beschränkter 

Haftung erfüllt diese Voraussetzung. 

Gemäß § 137 Abs. 1 Nr. 3 NKomVG müssen die Einzahlungsverpflichtungen der Kommune 

(Stammkapital, Kapitalrücklage, etwaige sonstige Verpflichtungen) in einem angemessenen Verhältnis 

zu ihrer Leistungsfähigkeit stehen. Der Landeshauptstadt Hannover entstehen durch die Dotierung des 

Stammkapitals und der Kapitalrücklage finanzielle Verpflichtungen, die jedoch nicht über ihre 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit hinausgehen. Eine Nachschusspflicht wird nicht vereinbart. Die 

Einzahlungsverpflichtungen stehen daher in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit 

der Kommune. 

Nach § 137 Abs. 1 Nr. 4 NKomVG darf sich die Kommune nicht zur Übernahme von Verlusten in 

unbestimmter oder unangemessener Höhe verpflichten. Der Gesellschaftsvertrag sieht keine 

entsprechenden Verpflichtungen vor. 

Weiterhin verlangt § 137 Abs. 1 Nr. 6 NKomVG, dass die Kommune einen angemessenen Einfluss, 

insbesondere über die Gesellschafterversammlung oder ein Aufsichts- bzw. Überwachungsorgan, 

erhält. Als alleinige Gesellschafterin der hanova KOMMUNAL GmbH verfügt die Landeshauptstadt 

Hannover über den vollständigen Einfluss auf die Gesellschafterversammlung und deren Beschlüsse. 

Ergänzend wird ein fakultativer Aufsichtsrat eingereicht. Der angemessene kommunale Einfluss ist 

damit rechtssicher gewährleistet. 

In § 16 Absatz 6 des Gesellschaftsvertrags wird gemäß § 137 Abs. 1 Nr. 8 NKomVG sichergestellt, dass 

der Landeshauptstadt Hannover sämtliche für die Erstellung des konsolidierten Gesamtabschlusses 

nach §§ 128 Abs. 4–6, 129 NKomVG erforderlichen Unterlagen und Belege so rechtzeitig vorgelegt 

werden, dass der konsolidierte Gesamtabschluss innerhalb von neun Monaten nach Ende des 

Haushaltsjahres ordnungsgemäß aufgestellt werden kann. 

 


